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en Die deutſche Antwortnote
Die im geſtrigen Abendblatt veröffentlichte Note der

zeutſchen Regierung an Wilſon macht im allgemeinen einen
beſſeren Eindruck, als nach dem bisherigen Verhalten des

ſogenannten Kriegskabinetts zu erwarten war. Sie knüpft
an den Hauptpunkt der diplomatiſchen Unterhaltung, den
PVaffenſtillſtand und die Räumungsfrage,
an und gibt hierauf eine ruhige und würdige Antwort,

geren Feſtigkeit durch eine etwas deutlichere Formulierung
allerdings noch hätte gewinnen können. u
Kilſon hatte in ſeiner Note vom 14 Oktober erklärt, daß

weren

M fäumung und Waffenſtillſtand Angelegenheiten ſeien,
e R pelche dem Urteil und dem Rat der militäriſchen Berater
sang der Regierung der Vereinigten Staaten und den alliierten

Liebe fegierungen überlaſſen werden müſſen“ und gefordert,
m zu R àaß ſeitens des Deutſchen Reiches „völlig befriedigende
richt Sicherheiten und Bürgſchaften für die Fortdauer der gegen

echt wärtigen militäriſchen Ueberlegenheit der Armeen
dabei der Vereinigten Staaten und der Alliierten an der Front“
edls gegeben würden. Es verſteht ſich vom deutſchen Stand-

punkt von felbſt, daß die Annahme ſolcher Forderungen
eine Unmöglichkeit bedeutet, weil Deutſchland ſich damit
ganz in die Hände der Feinde gegeben und zu einem
Karthago des 20. Jahrhunderts gemacht hätte. Die deutſche
Regierung antwortete darauf aber nicht mit einer ſolchen

Deutlichkeit, wie wir ſie gerade hier am Platze geſehen hät-
ten; ſie ſagt nur ganz allgemein, daß Räumung und
Paffenſtillſtand der Beurteilung militäriſcher Ratgeber
überlaſſen werden müſſen, während wir gewünſcht hätten,

die militäriſchen Berater ſowohl aus den Heeren der Feinde
als auch aus dem deutſchen Heere genommen
werden müſſen.

heit geſchaffen werde.

haben.
imponiert bekanntlich feſtes Auftreten immer mehr als

weiche Nachgiebigkeit und vage Unbeſtimmtheit. Gegen
über der Wilſonſchen Forderung der unbedingten militäri-

„das gegenwärtige Kräfteverhältnis an den Fronten
den Abmachungen zugrunde zu legen iſt“, und hinſichtlich
der Wilſonſchen Forderung nach Bürgſchaften entgegnet
unſere Note kurz, daß das gegenwärtige Kräfteverhältnis
die Abmachungen ſichere und verbürge. Das iſt tref-
fend und zugleich würdig geſprochen, und
Dialogführung durchgehend auf dieſer Höhe gehalten hätte.

Nan geht gewiß nicht fehl in der Annahme, daß in dieſem
Teil der Note der Einfluß unſerer Militärs ſeinen Nieder
ſchlag gefunden hat. Wenn Wilſon dieſe Vorſchläge an
nimmt und beachtet, können wir zufrieden ſein. Die
Entente hat ſich die Ueberzeugung goebildet, daß ſie die un
bedingte Ueberlegenheit an der Weſtfront beſitzt. Soweit
hierbei das rein zahlenmäßige Verhältnis in Betracht
kommt, mag es auch zutreffen. Aber dieſe „Unterlegen-
heit“ des deutſchen Heeres hat bisher trotz aller kleinen
gelegentlichen Rückſchläge noch immer zu erreichen ver
mocht, daß unſere Front im großen und ganzen feſtſteht und
hat damit verhindert, daß ſich die Kämpfe auf deutſchem
Boden abſpielen. Wenn wir alſo fordern, daß bei Räu-
mung und Waffenſtillſtand das gegenwärtige Kräftever-
hältnis an den Fronten berückſichtigt wird, ſo ſchützen wir
nicht nur unfer Heimatgebiet, ſondern ſagen dem Gegner
auch gleichzeitig damit eine Schmeichelei, daß er das
„Uebergewicht“ an der Front beſitzt. Das Verlangen
Wilſons nach Bürgſchaften, welche die Ausführung der

tſchen Zuſagen ſichern ſollen, wird in feiner, aber nichts
deſtoweniger beſtimmter Weiſe mit dem deutſchen Hinweiſe
abgewieſen, daß das Frontverhältnis die beſte Bürgſchaft
für alle Abmachungen bedeutet. So kann in der Tat nur
die alte, preußiſch deutſche militäriſche Ritterlichkeit ſprechen
Vilſon hatte das Deutſche Reich in dieſer Frage wie einen
nicht Ebenbürtigen, wie einen, deſſen Worten man nicht
trauen könne, behandelt. Die deutſche Antwort weiß dieſen
Hieb geſchickt zu parieren: ſie ſtellt auch nicht feſt, daß den
Vorten Wilſons unbedingt zu vertrauen ſei, ſie beruft ſich
einfach auf das Schwert und erinnert hiermit daran, daß
Deutſchland und Amerika Kontrahenten ſind, die ſich
gegenſeitig noch etwas verſagen können. Gegenüber
eirer unfairen Verdächtigung iſt ein ſolcher Appell noch

er von beſter Wirkung geweſen. Wie geſagt, balten
wir dieſen Teil der Note für ganz beſonders glücklich for
nuliert. Zur Regelung der Einzelheiten des Waffenſtill
ſtandes und der Räumung gibt unſere Note Wilſon an
heim, „eine Geſagten fchaffen“. Hier iſt eine ſolche
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Der Präſident

daß ſie mit aller Beſtimmtheit zum Ausdruck bringt, daß
e

Wir möchten ja nicht daran zweifeln, daß
es unſererſeits ſo gemeint war, aber einem Kontrahenten

wie Wilſon gegenüber iſt es notwendig, daß äußerſte Klar-
Eine ſolche FFeſtigkeit hätte auch

mehr dem deutſchen Anſehen entſprochen und würde einen
günſtigen Eindruck auf unſere Gegner gewiß nicht verfehlt

Dem anglo- amerikaniſchen Herrenmenſchentum

ſchen Ueberlegenheit der Entente betonte unſere Note, daß

Amtllicher Abendbericht
Berlin, 21. Oktober, abends. (Amtlich.)

Der Feind beſchränkte ſich an den Kampffronten auf Teil-
angriffe, die von uns abgewieſen wurden. Unſer Gegen
angriff gegen die vom Feinde beſetzten Höhen
auf das öſtlich e Aisne- Ufer beiderſeitsVouziers iſt in gutem Fortſchreiten.

allgemeine Wendung ganz am Platze: Wilſon wird daraus
erkennen, daß wir einen Waffenſtillſtand durchaus nicht ſo
nötig haben, als es nach der erſten flehentlichen Friedens
bitte am 5. Oktober wohl ſcheinen mochte. Auch der Appell
an die Gerechtigkeit des Präſidenten Wilſon iſt nicht
unklug gewählt, Wilſon mag jetzt durch die Tat zeigen, wie
er in Wirklichkeit denkt.

Wir begrüßen es auch, daß die Note gegen den uner-
hörten Vorwurf ungeſetzlicher und unmenſchlicher Hand-
lungen deutſcher Truppen entſchiedene Verwahrung ein
legt. Von einer Prüfung des vom Präſidenten Wilſon an
gezogenen Sochverhalts durch eine neutrale Kom-
miſſion können wir uns allerdings nicht viel verſprechen.
Das neutrale Ausland iſt im Laufe des Krieges durch
Druck und Bluff daran gewöhnt worden, die Dinge durch
die Brille der Entente anzuſehen. Wir können uns auch
nicht denken, daß Wilſon von dem, was er uns vorwirft,
überzeugt iſt. Seine Anſchuldigungen haben u. E. lediglich
propagandiſtiſchen Zweck. Wenn wir nun aber ſchon einmal
eine neutrale Kommiſſion vorgeſchlagen haben, dann ſollten
wir doch auch fordern, daß ganz offenbare Greueltaten der
Entente dort zur Begutachtung gelangen. Es ſei da nur
an Fälle wie Baralong, King Stephan L. 19 und andere
mehr erinnert, die ſich beliebig vermehren laſſen und die
gerade die Anglo- Amerikaner als kaltherzige Menſchen-
ſchlächter zeigen. Jn dieſem Zuſammenhange verſteht
ſich die Regierung aber zu einer bedauerlichen Nach-
giebigkeit. „Um alles zu verhüten, was das Friedens
werk erſchweren könnte“, will die deutſche Regierung an der
Torpedierung von Paſſagierſchiffen nicht
mehr feſthalten und ſofort entſprechende Befehle an die
U-Bootskommandanten erlaſſen. Sie glaubt dem Präſi
denten Wilſon gleich darauf hinweiſen zu ſollen, daß in den
nächſten Tagen doch noch das eine oder andere Paſſagier-
ſchiff torpediert werden könnte, weil aus techniſchen Grün-

don nicht im Augenblick jedes U-Boot zu benachrichtigen ſei.

man hätte nur wünſchen können, daß ſich die deutſche

Das iſt eine pränumerando ausgeſprochene Entſchuldi-
qunag, die nach der ſelbſtſicheren Faſſung des erſten Teiles
der Note beſonders kläglich wirkt. Jm Intereſſe
des Anſehens des Deutſchen Reiches hätten wir gewünfcht,
daß die Marineleitung ebenſo wie die Heeresleitung den
niederziehenden Einfluß der „Diplomatie“ des Kriegs-
kabinetts fernzuhalten in der Loge geweſen wäre. Aber auch
abgeſehen von dieſem Formfebler halten wir die Nach-
giebigkeit unſerer Regierung für unzweckmäßig. Denn es
fragt ſich nun, wer darüber entſcheiden ſoll, ob ein Fahrzeng
ein Paſſagierſchiff oder ein Munitionsdampfer iſt?
Wahrſcheinlich wird es nach der Behauptung unſerer Feinde
jetzt bald überhkanvt keine Munitionsdampfer mehr geben,
da jedes Frachtſchiff Paſſagiere an Bord bahn wird und
jedes Paſſagierſchiff Kriegsmaterigl mit ſich führt. Damit
wöre dem bei unſern Feinden und ſehr bezeichnender-
weiſe! auch unſern Demokraten gTeichmäßiag ver-
haßtfen N-Bootkrieg mit einem Schſage der Todesſtoß
verſetzt. Wir haben uns mit dieſer Nachafebigkeit einer
außerardentſich wirkſamen Kriegswaffe begeben. Der
hohe Wort dieſer Waffe ſollte doch für jeden Deutſchen
alſein ſchon in dem mwaßloſen Haß erkannt werden, mit dem
unſere Feinde das f-Boot hbedenken. Die dentſche Poegfe-
rung bat ſich zu dieſer ſehr bedauerſichen Nach-
gfehigkeit verſtanden, „nm alles zu verhten, was das
Friedenswerk erſchweren könnte“. Das ift eine fotoſe For
muſierung. „FlIles?“ Wonn nun Wilſon erkſärt, der
Beſitz der deutſchen Flotte ſei ein Friedenshindernis. wer-
den wir unſere Motte dann ausſiefern? Das iſt noch nicht
einmal die letzte Honſeonenz, die der Gegner aus der obigen
Formnſiernng ziehen kann. Die dentſche Friedensberejt-
ſchaft iſt doch wohl offenkundig gennag, als daß ſie durch
ſolche dienerbaften Wendungen noch dargefan werden
müßte. Warten wir ab, wie Wilſon diefen Paſſus ver-
werfen wird.

Ria zit dieſem Teil der Note haben jn der Sonveſoche
die Miljtörs geſhrochen, zunächſt die Oberſte Seeresſeitung
und donoch die Ohberſto Soekriegs leitung Nun macht ſich
die Auffaſſung der Divpſomafen und NPoljtjifer breit, ver-
treffen durch das noch immer verfaſſungswidrige Krifegs-
kabineft. Miirde ſich der ſekte Teil der Note, der ſich mit
der Demokrafiſſerung befaßt. unmittelbar an den erſten
Teil von der Räumung anſchließen, dann hätten wir den
ſcharfen Kontraſt von Tag und Nacht, von Weiß und
Schwara, von ſelbſtſicherer Rube und dienerhakter
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Deutſche Gegenangriffe im FHortſchreiten
würfigkeit, von Erkenntnis und Verwertung gegebenet
Realitäten und von Prinzipienreiterei und blinder
Dogmengläubigkeit von konſervativ und demo-
kratiſch. Durch die Einſchaltung des Paſſus über die
Verleumdungen und den U-vBootkrieg wird dieſer Gegen
ſatz weſentlich gemildert. Die neue Regierung erzählt dem
Präſidenten und früheren Geſchichtsprofeſſor Wilſon, der
ein lesbares Buch über die Verfaſſung des Deutſchen
Reiches geſchrieben hat, wie die verfaſſungsrechtlichen Be
ſtimmungen Deutſchlands vor dem Auftreten des Kriegs
kabinetts waren ein höchſt überflüſſiges Beginnen
und führt dann im Einzelnen auf, wie die in altem deut-
ſchem Volkstum ruhenden und feſt verankerten monarchi-
ſchen Rechte Zug um Zug abgebanut werden ſollen. Die
Demokratiſierung erfolgt das geht geradezu handgreiflich
aus der Note hervor nicht weil ſie im Bedürfnis des
Deutſchen Reiches liegt, alſo aus einem inneren Drange,
ſondern weil das feindliche Ausland ſie als Vorbedingung
für die Friedensbedingungen gefordert hat. Es iſt einfach
wunderbar, zu ſehen, mit welcher Gleichgültigkeit jeder
Demokrat bei uns über den tieferen Sinn dieſer Forderung
hinweggeht. England- Amerika ſagen, Deutſchland müſſe
demokratiſiert werden, damit es zu ſeinem Glücke kommt.
Hat fich noch kein Demokrat die Frage vorgelegt, wie es
kommt, daß unſere kaltherzigſten Feinde, die uns durchaus
vernichten wollen, mit einem Male etwas für uns tun
wollen, durch das wir glücklich werden ſollen! Muß nicht
ein ſolcher Vorſchlag oder ſolche Forderung, gerade weil ſie
von unſern Feinden kommt, mit allergrößter Vorſickt auf-
genommen werden?! Denn etwas Gutes, das wirklich zu
unſerm Heile dient, werden, können uns unſere Feinde
doch gar nicht raten. Schon dieſe einfache Ueberlegung muß
mit Mißtrauen gegen die vorgeſchlagenen „Reformen“ er-
füllen. Tatſächlich raten und drängen uns Amerika und
England zur Demokraifierung denn auch nur,
weil ſie erwarten, daß dadurch eine Auflöſung der
Kräfte erfolgt und Dentſchland dann deſto leichter zu
beſiegen ſein wird. Durch die Parlamentariſierung des
Reiches und die Demokratiſierung des Wahlrechts haben
unſere Feinde in der Tat einen unblutigen Sieg auf
brandenburgiſchem Boden, im Herzen Deutſchlands, ge-
wonnen.

Die prakliſche Wirkung der bisherigen Temokratiſic-
rung, d. h. der durch Vielköpfigkeit bedingten Kopfloſigkeit,
ſehen wir bereits in der Kompoſikion der vorliegenden Note.
Um ſolch armſeliges Dokument herzuſtellen, hat unſer viel-
köpfiges Kriegskabinett die lange Zeit ſeir dem 14. Oktober
gebraucht. Bereits am Freitag, ſpäteſtens Sonnabend,
hieß es, werde die Note fertig ſein, aber es tauchten in
jedem „Kopf“ des Kabinetts immer neue Bedenken auf,
mitunter ſogar Gedanken, und die Folge war eine immer
neue Umarbeitung des Textes, der nach der Art von
Quartaneraufſätzen entſtand. Allein mit der Fertigſtellung
dieſer Note hat ſich die neue Regierung ein reichlich ver-
nichtendes Armutszeugnis ausgeſtellt. Wenn dann noch
dieſer langen Zeit der Beratungen die Note wenigſtens noch
einen wirkungsvollen Jn halt gehabt hätte! Und kalt
und trocken, ſachlich bis zur Langeweile iſt auch ihre
Form. Wilſon iſt in ſeinen Noten von der ſachlich Fili
ſierten Diplomatenſprache früherer Jahrhunderte abge
wichen, um ihnen propagandiſriſche Wirkung
zu verleihen. Er ſagte ſich mit Recht, daß Noten von dieſer
Tragweite auf der ganzen Welt geleſen und gehört werden,ſie dringen dorthin, wo kein Heeresbericht beachtet wird und

jede engliſche Lügenmeldung verhallt. Jndem Wilſon nun
in ſeiner letzten Note ſich die feindlichen Greuelmeldungenj
über Deutſchland zu eigen gemacht hat, hat er auf dieſe
geradezu das Amtsſiegel gedrückt und der Sache der
Entente damit einen unſchätzbaren Dienſt geleiſtet. Viel
wäre nun für die Sache Deutſchlands gewonnen geweſen
wenn die deutſche Note in ähnlicher Weife die Greueltaten
der Engländer feſtgenagelt und ſo überall verbreitet hätte.
Denn auch unſere Note wird überall dahin dringen, woj
Wilſons Note gehört wurde. Zu ſolcher Wirkung hatte
aber neben einem wuchtigen Jnhalt auch ein W
warmer Ton gehört, und eine nicht ſo lange Friſt na
der amerikaniſchen Note. Deren Jnhalt hat ſich in
zwiſchen in den Köpfen der Menſchen feſtgeſetzt, woran jetzt
unſere Note nichts mehr zu ändern vermag. Es iſt früher;
aus dem Reichstag her viel geſcholten worden über unſere
ariſtokratiſchen Diplomaten, die ſo wenig Wirklichkeitsſinn
und Menſchenkenntnis beſeſſen haben ſollen. Jetzt ſind alle
Miniſterbänke mit Männern aus dem Volke, die den
Mund nicht voll genug nehmen können, förmlich vollge-
ſtopft. Scheidemann, Erzberger, Bauer, Payer, Müller,
Schmidt uſw. Will aber jemand behaupten, daß dieſe
Volksmänner es auch nur um ein Haar beſſer gemacht hät-
ten, als die Staatsmänner der alten Monarchie? Es kommt
ſchließlich noch immer in erſter Linie darauf an, daß man

über die Stirn weiter mißt als über den Mund. h.
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Seit eindgen Tagen hat in der Preſſe der Vorzichtsmehrheit
des Reichstages eine lebhafte Digkuſſion über die Vor
geſchichte der amerikaniſchen Kriegserklärung
eingeſetzt. Eingeleitet wurde dieſe Bewegung durch Artikel von
Profeſſor v. SchulzeGaevernitz und Georg Bernhard in der

Voſſtſchen Zeitung die behaupteten, Wilſon habe ſich auf Ver

anlaſſung der deutſchen Regierung während des gangen Som
mers 1916 um die Einleitung von Friedensverhandlungen bei
der engliſchen und franzöſiſchen Regierung verwendet, und auchdas erſte deutſche Friedensangebot vom 12. Dezember 1916 ſei

ſeuf Verabredung mit Wilſon gemacht worden. Obwohl dies mit
Hohn und Spott zuwückgewieſen wurde, habe Wilſon ſeine Ver
mittlertätigkeit doch bald wieder auf Drängen Deutſchlands auf
genommen und mit Deutſchland

Berliner Botſchafters Gerard auf dem von der Berliner Handels
kammer veranſtalteten Feſtmahle beſtätigte. (Man exinnere ſich,
daß Gerard damals die unerhörten Worte ſprach: ſolange
Deutſchland von Bethmann Hollweg und noch vier andeven
Männern, deren politiſche Richtung der des Kanzbers durchaus

Hand die allerbeſten Beziehungen beſtehenl) Als nun Wilſon
gerade ſo eifrig dabei geweſen wäre, den Frieden herbeizufühven,
ſei die Erklärung des unbeſchränkten U-Bootkrieges erfolgt, die
auf den guten Wilſon wie eine Ohrfeige habe wirken müſſen umd
tatſächlich auch ſo gewirkt habe. Und aus Zorn über Deutſch
lands „Zweideutigkeit“ und „Hinterhältigkeit“ ſei dann die ame
rikani ſche Kriegverklärung erfolgt.

r

Zu dieſer Darſtellung des Sachverhalbes hat nun der frühere
Reichskanzler v. Bethmann Hollweg ſelbſt Stellung ge
nwommen: Die Frankfurter Ztg.“ veröffentlicht hierzu von einer
Herrn v. Belhniann Hollweg naheſtehenden Seite eine Zuſchrift,
welche die folgenden deutſchen Friedensſchritte aufzählt: Die
erſe Sondierung Denrtſchlands, ob Wilſon als Frviedensvermitt-
ler in Betracht käme, läge erheblich ſpäter als die Mitteilung an
Wilſon vom Mai 1916, nämlich wohl anfangs September
1916. Graf Bernſtorff habe ſich damals in dem Sinne aus
geſprochen, daß vor der anfangs November

ug beendet. In dieſer Situglion erfolgte am 12. Dezember der
Friedensſchritt der Mittelmächte, der aber, wiedie Zuſchrift feftſhellt, mit Wilſon im Gegenſatz zu der Be
hauptung Bernhards in keiner Weiſe vereinbart
geweſen ſei. Am 6. Januar 1917 fand dann das Feſtmahl der
amerikaniſchen Handelsfammer in Berlin und die Rede
Gerards ſtatt. Dazu führt die Zuſchrift aus: „Wenn Bewn-

behauphtet, man habe damals Gerard ſolche Worte ſprechen
aſſen, obwohl der unceingeſchränkte U-Boot-Kwieg ſchon be
ſchloſſen war, ſo iſt das unzutreffond. Der UVoot- Krieg war
damals noch nicht beſchloſſen, und die Rede Gerards, die aus dem
Stegreif gehalten wurde, war vorher den deutſchen Ver
tredern nicht bekannt. Ebenſo unzuwefſend iſt die Behauphung,
die Reirhsvegierung habe Wilſon dauernd um Friedensvermitt-
lung gebeten, und man habe ihn, als er ihrer Bitte nachkam,
plötzlich mit der Erklärung des uneinweſchränkten UVoob
Krieges „ins Geſicht geſchlagen“.

Zu der Botſchaft vom 22. Januar 1917 an den Senagt, mitder Wilſon er Friedensbemühungen wieder aufgenommen hat,

ſagt die Zuſchrift: Die Botſchaft iſt ergangen, nicht wie
SchulzeGaevernitz annimant nach dem Deutſchland auf An
regung Wilſons ihm die „durchaus maßvollen Friodensvorſchläge“
im einzelnen mitgetenlt hatte, ſondern vor her, auch nicht als
Folge und gewiſſermaßen als Quittung unſerer maßvollen Friedensvorſchläge. Eben iſt nicht richtig, daß die deutſche Regie

rung auch dieſe Botſchaft, die Schulze-Gaevernitz als ein Ein
ſchlagen Wilſons in die Friedenshand Deutſchlands auffaßt, nun
plötzlich mit dem uneingeſchränkten UVoot Krieg boantwortet
hätte. Jn Wirklichkeit haben ſich in jenen britiſchen To dieDinge folgendermaßen zugetragen: Wilſon ließ
dem Grafen Bernſtorff durch einen Vertrauensmann ſagen, der
Präſident werde ſich ernſtlich bemühen, den Frieden zuſtande zu
bringen. Es werde ihm von beſonderer Wichtigkeit ſein, Ge
naueres über die deutſchen Friedensziele zu erfahren. Das Tele
gramm Bernſtorfß, das hierüber berichtet, ging am 23. Januar
in Berlin ein. Damals war der uneingeſchränkte UBoot-
Krieg bereits beſchloſſen und alle Vorbereitungen für
ſeinen am 1. Februar feſtgeſetzten Beginn waren getroffen. Ein
Gegenbefehl wäre eine techniſche Unmöglichkeit ge
weſen. Graf Vernſtorff, der, als er ſein Telegramm abſandie,
beveits in dem Beſitz der am 81. Jamtar abzugebenden Note
wegen der Gröffrung des uneingeſchränkten UPoot Krieges war
und gebeten hatte, dieſe Note auf Grund der Mitteilungen des
Wilſonſchen Vertrauensmannes einſtweilen zu rückhalten zu
dürßen, wurde in umgehender Beantwortung ſeines Telegramms
verſtändigt und beauftragt, der amerikaniſchen Regierung bei der
Uebergabe der Note zu ſagen, daß die deutſche Regierung die Ab
ſicht Wilſons das wärmſte begrüße, und zur Förderung
ſeiner Abſicht ihre Friedensbedingungen dem Präſidenten Wilſon
ur eigenen perſönlichen Jnformation befannt gebe. GrafSernſterff wurde ferner beauftragt, dem Präſidenten Wilſon zu

fagen, daß der eingeſchlagene UBoot-Krieg, da die U-Boote mit
ihven neuen Jnſtruktionen auf dem Wege und größtenteils draht-
los nicht mehr erreichbar ſeien, aus dechniſchen Gründen nicht
abgeſtoppt werden könne, daß aber die Reichsregierung beveit ſei,
Befehl d Einſtellung des U-VootKricges zu geben,ſobald es den Bemühungen Wilſons gelungen ſei, eine Erfolg
verſprechewde Grundlage für Friedensverhandlungen zu ſichern.
Die amerikaniſche Regierung hat trotz dieſer Eröffnung
die Mitteilung des uneingeſchränkten U-Boot- Krieges mit dem
Abbruch der dvdiplomatiſchen a w. r beant
wortet. Aus dieſem Sachverhalt ergibt ſich, daß der Vorwurf
der Zweideutigkeit gegen die deutſche Politik nicht aufrvecht
erhalten werden kann.

Ebenſowenig berechtigt iſt der gleichfalls erhobene Vorwurf,
daß die politiſche Leitung „die anderen entſcheidenden Jnſtanzen“
jvon dieſer Frage nicht unterrichtet habe. Selbſtverſtändlich war

re

Wilſon-Note
Berlin, 21. Oktober.

c ne
zur252er Kriegsminiſter

er Kriegsminiſter

Unterredung äußerte der Kriegsminiſter u. a.

Front an Munition, Geſchützen
mmaterial ohne Unterbrechung voll erfüllt werden.
Materialreſerven,
ung von Gewehren, Geſchützen und Kriegsmaterial

and wird nicht aus Mangel
chließen brauchen.

über deſſen Friedensbedin-
gungen verhandelt. Wilſon habe es wirklich aufrichtig mit
Deutſchland und dem Frieden gemeint, was auch die Rede ſeines

beiden Regierungen

ſtattfindenden u. m caPräſidentenwahl von Wölſon nichts zu erwarten ſei. Am kommen ausgeſchloſſen hielten, er T Herrn Geward derartige
6. Dezember fiel Bukäreſt, und damit war der rumäniſche Feld

e

empfing heute den Direktor Stolberg
on der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung. Jm Verlauf der

Trotz der An
ſtrengungen des Gegners können alle Anforderungen der

und KriegsUnſere
unſere Munitionserzeugung und die Ferti-

ſind für
ie Ausfälle der letzten Wochen mehr als ausreichend. Deutſch

an Kriegsmaterial Frieden zu

Die Vorgeſchichte von Amerikas Kriegserklärung
Eine Entgegnung Bethmann-Hollwegs

die politiſche Leitung auch über dieſe mit dem GHauptquartier in ſ Fühlung. r die re
das am 28. Januar 1917 eingegangene amm iſt

2 Beratung im Großen Haupte be Br en e et vorber u Segen

e de, eg iDepeſchemwechſel im
Hauptausſchuſſes des Reichstages am 31. ar 1917
in einer geheimen Sitzung anitgeteilt worden.

Auf dieſe Ausführungen des Herrn v. Bethmann Hollweg
gibt nun Georg Bernhardt in der „Voſſiſchen Zeitung“ eine
längeve Antwort, aus der wir folgendes mitteilen

Die Ausführungen der „Herrn v. Bethmann Hollweg nahe
ſtehenden Seite in der Frankfurter Zeitung zeigen, wie not
wendig es iſt, daß das Parlament einen Ausſchuß einſetzt,
um ſo ſchmell wie mogeich die Vorgänge in Amerika
klarzuſtellen. Vorlage der Akten, die Vernehmung
des ehemaligen Reichskanzlers v. Bethmann des
Staatsſekretärs Zimmermann, des Unterſtaatsſekretärs v. Stumm
und des BVotſchafters Grafen Bernſtorff können ja innerhalb
weniger Sitzungen eines ſolchen Ausſchuſſes volle Klarheit
ſchaffen. W unächſt das Gerard- Diner anbetrifft, ſokann gar keine Rede davon ſein, daß der Botſchafter Gerard aus

dem Steg reif geſprochen hat. Wir nehmen an, die ganzeentſprach, geleitet werde, würden zwiſchen Amerika und Deutſch inbart e
beſonders beanſtandeten Worte des ameri

Rede vevei t worden iſt, wiſſen aber v a ſpäter
iſchen Votſchafters,

in denen er die Fortdauer der guten Beziehungen zwiſchen den
an das Verbleiben beſtimmter polrtiſcher

und militäriſcher Perſönlichkeiben in ihren Aemtern knüpfte,
vorher die Billigung maßgebender Stellen des Auswär-
tigen Amts erfahren haben. Es iſt ferner eine Wordtdeutelei,
wenn behauptet wird, zur Zeit des Gerard-Diners ſei der un-
eingeſchränkte UBoot- Krieg noch nicht beſchloſſen geweſen.
Daran mag ſoviel richtig ſein, daß damals der Wortlaut der
Note, die nach Amneriha geſchickt wurde, noch nicht feſtſtand. Aber
wir können joderzeit den Beweis dafür antreten, daß journa-
liſtiſchen Perſönlichkeiten von einer abſolut zuſtändigen Stelle
im Auswärtigen Amt wenige Tage vor dem Cerard Diner mit
geteilt wurde, daß der uneingeſchränkte U-Boot- Krieg be

loſſene Sache ſei und entſprechende Anweiſungen an
den deutſchen Botſchafter bereits ausgearbeitet würden. Die
Kenntnis dieſer Tatſache veranlaßte damals beim Anhöwen der
Worte Gevards den Glauben bei eingeweihten Perſönlichkeiten,
daß der uneingeſchränkte U-Boot- Krieg mit Zuſtimmung
Amerikas erfolge, weil dieſe Perſönlichkeiten es für voll

Foeundſchoſtsverſicherungen abgeben laſſe, wenn man beveits
wiſſe, vo die Vorausſetzungen für ſeine Worte ſfallen. Jm
übrigen möchten wir noch darauf gufmerkſam machent, daß der
bekannte Mexiko-Brief des Stagatsſelvetärs Zimmermann
an den Geſandten v. Eckardt das Datum des 19. Januar trägt.
Dieſer Brief beginnt mit den Worten: „Am 1. Februar werden
wir den uneingeſchränkten UVoot Krieg beginnen. Trotzdem
hal mam die Abſicht, Amerika neutral zu halten Damach
ſtand alſo feſt, daß am 19. Januar 1917 der uneingeſchränkte
UBoot- Krieg bereits beſchloſſen war. Jm Gegenſatz zur Dar
ſtellung in der Frankfurter Zeitung“ müſſen wir weöüler auf
unſerem Standpunkt beharren, daß der Friedensſchritt
ver Mittelmächte mit Wilſon vereinbart war. Wilſon
hatte damals Anfang Dezember 1916 dem deutſchen Bot
ſchafter auseinandergeſetzt, weshalb er zurzeit ſeinerſeits noch
keinen Friedensſchritt unternehmen könne. Daraufhin war er
wegen des derttſchen Friedensangebots befragt worden. Er ſah
darin keine Duvchkweuzung ſeiner Abſichten, billigte vielmehr
dieſen Schritt und iſt vorher über den Jnhalt des deutſchen An
gebhots genau unterrichtot geweſen. Als der Präſident Wilſon
nachher ſeine Friedensbeſtrebungen wieder aufnahm, tat er das
als Ergebnis der dauernden Vorſtellungen
Deutſchlands. Die ablehnonde Antwort der Entente konnte
ja außerdem niemals die Verhandlungen unterbvechen, die
zwiſchen Deutſchland und dem amerikaniſchen Präſidenten
ſchwebben, und der Präſident hat eben deshalb das ganze Ver
halten der deutſchen Regierung von ſeinem Standpunkte aus
als Zweideutigkeit empfunden.

Georg Bernhard ſagt dann zum Schlarßß, daß dieſe Feſt
ſtellungen ſein ſachliche s Urteil über den U-Boot Krieg in
keiner Weiſe berühwten. Nach wie vor halte er daran feſt, daß
„die volle Ausnutzung der U-Boote als einer wirkſamen Ver-
deidigungswaffe zweckmäßig und notwendig war, allerdings narr

D mit einer Politik der Verſtändigung mit
ußland.

e

Wir geben dieſe Diskuſſion über die Gründe der Kriegs
erklärung Amerikas ſo ausführlich wieder, weil wir glauben, daß
dieſe Angelegenheit in den nächſten Tagen und Wochen in der
Oeffentlichkeit viel erörtert werden wird, und auch parlamen
tariſche Körperſchaften und Behörden dazu Stellung zu nehmen
gezwarnngen ſein werden. Ohne im einzelnen hierauf einzu
gehen, möchten wir heute nur bemerken, daß aus der bisherigen
Dis kuſſion klar hervorgeht, wie Wilſon bemüht war, den unbe
ſchränkten UBootKrieg zu verhindern. Solange es ging, ſuchte
er das durch „freundfſchaftliche“ Einwirkung auf Deutſchland zu
erveichen, um ſozuſagen unbemerkt oder im Stillen von Deutſch
land geduldet am Kriege gegen Deutſchland teilzunehmen. Als
ihm das nicht mehr gelang, trat er eben offen in den Krieg gegen
Deutſchland ein. Die Hauptſache war für ihn, die Entente zu
unterſtützen, damit Deutſchland aus handels politiſchen Gründen

niedergerungen werde. (Denn die Gemeinſamkeit der anglo
amerikaniſchen Jntereſſen beſtand und beſteht darin, daß
Deutſchland vor dem Kriege für dieſe Mächte ein Konkurrent auf
dem Weltmarkte war.) Es wäre für Amerika zweifellos zweck
mäßiger geweſen, wenn es unter dem Deckmantel der Neutrali-
tät an der Niederringung Deutſchlands hätte teilnehmen können,
als daß es offen in den Krieg gegen uns eintreten mußte. Daß
es die Niederlage Deutſchlands gewollt hat, geht daraus hervor,
daß es an uns den Krieg auf Grund des UBoot Krieges erklärte,
der Amerika lediglich inſoweit betroffen hätte, als es an die
Entente Kriegsmaterigl und Verpflegungsmittel ſenden würde.

an r

ſonders im Gebrauch der Tanks. Es wird ſeit einiger
Zeit tatkräftig daran gearbeitet, dieſe wichtige Waffe in ge
nügender Zahl herzuſtellen.

Ueber die in der Note Wilſons gegen das deutſche Militär
gemachten Anſchuldigungen äußerte der Kriegsminiſter
u. a.: Jn Funkſprüchen und Zeitungsartikeln tauchten in den
letzten Wochen wie auf Kommando mehr und mehr Beſchuldi
gungen auf. Man mußte den Eindruck gewinnen, daß dieſer
Verhetzung ein ganz beſtimmter Plan zu Grunde lag, der
Plan, die Friedensaktion zu zerſtören und dieKampfluſt der feindlichen Völker an ufachen.Wiederholt iſt von engliſcher Seite behauptet, vaß nicht eine
einzige Granate die Stadt Cambrai getroffen habe, ſondern die
Deutſchen die Stadt in Brand geſteckt hätten. Demgegenüber
will ich Jhnen an einwandfreiem amtlichen Material zeigen, was

bei den Anſchuldigungen herauskommt.

kein Zweifel beſteht darüber,
wurden.

wiwohner verſchleppten, daß iſt aka! der defre'2

ſind dieleute und ihrer Verbündeten.
Menſchenmögliche, das Schickſal der Unglücklichen zu erleicht

weiſe Abſchiebung der Zivilbevölkerung. So lange ein Zurweichen ſegte kam eine weſentliche Beſſerung nicht eintrent

angebliche zweckloſe Verwüſtungen und Zerſtörungen bei den

Rückzuge der deutſchen Truppen hat ſich eine neutrale Kom,
miſſion, beſtehend aus den in Brüſſel wohnhaften Vertretern neu
traler Staaten, an die Front begeben. Der Chef der politiſchen
Abteilung in Brüſſel, Geſandter Freiherr von der Lanken, hat
die Führung der Kommiſſion übernommen.

der Littauiſchen Taryba,
littauiſchen Volkes für
Staates vortrug. Prinz Max von Vaden machte den Herren
die Mitteilung,
ſelbſt die Regelung ſeiner Verfaſſung und ſeiner Bez

die
Ebenſo ſei beabſichtigt, die geſetzgebende Gewalt einer eigenen
littauiſchen Regierung zu übertragen.
Taryba ſein, dieſe vorläufige Regierung unter Hinzuziehung
aller Schichten und Nationalitäten der Bevölkerung zu bilden
Die von der Deutſchen Regierung verheißene umwandlung
der Militär- in eine Zivilverwaltung ſei bereitz
in die Wege gelcitet.
habe, die geſamten deutſchen Truppen ſobald wie möglich qu
Littauen zurückzuziehen,

kehrs mittel einſtweilen im Lande zu belaſſen.
littauiſchen Regierung würde die Schaffwag einer Miliz Und
Polizeitruppe obliegen.

Druck ſtärker fühlbar.

ammt. (Folgen einige
Wie im Falle Cambrai könnte ich Jhnen eng

n über Douai, Roulers Laon, Vouzier uſw, de
daß die Stsdie alle beſt

piele.)
abellen

Präſident Wilſon beſchuldigt uns auch,

elbſt davongelaufen, vertrieben durch Artil ter
oſſe und Fliegerbomben ihrer Landgeſ

Wir verſuchen

In der Frontlinie war das Menſchenmögliche die zwe

c

Eine neutrale Kommiſſion
Zur Unterſuchung der Wahrheit der Beſchuldigungen übe

cC—

CLittauen und Polen
Geſtern vormittag empfing der Reichskanzler das Präſididas ihm die Wange D

die Neugeſtaltung des littauiſchen

daß das Deutſche Reich dem littauiſchen Volt
iehuu den Nachbarvölkern überlaſſe. Es liege nicht in der Alſc

er Reichsleitung, ſelbſtändig eine Entſcheidung über
Grenzen Littauens und Polkens zu treffen,

Es werde Sache der

Obwohl die Reichsleitung den Wunſch

ſei ſie bereit, den vielfachen aus dem
Lande geäußerten Wünſchen entſprechend, Truppen und Ver,

Der vorläufigen

cm

Der k. und k. Heeresbericht
Wien, 21. Oktober.

Amtlich wird verlautbart:
Auf dem italieniſchen Kriegsſchauplatz keine größeren

Kampfhandlungen.
Veiderfeits der ſüdlichen Morava wurden ſerbiſche Teil

angriffe abgewiefen.
Jm Gebirge weſtlich von Zajecar machte ſich ſerbiſcher

Der Chef des Generalſtabes.
r

Die neue Regierung beim Kaiſer
Berlin, 21. Oktober.

Seine Majeſtät der Kaiſer empfing heute nachmittag in
Gegenwart des Reichskanzlers die neu ernannten Staatsſekre
täre Scheidemann, Groeber, Erzberger, Haußmann, Trimborn,
Bauer und die Unterſtaatsſekreiäre David, Giesberts, Robert
Schmidt, Dr. Auguſt Müller.

l uqü]Y9U—u l'«S=«S

Sp'elranm für Verhandlungen
Bern, 21. Oktober.

Nach „Daily News“ fand in der Eſſex-Halle in London eine
ſtark beſuchte Verſammlung ſtatt, die das Lansdowne-Komitee
einberufen hatte. Die Verſammlung nahm einſtimmig eine Ent
ſchließung an, die beſagt, jehrenvollen Frieden auf Grund der von Wilſon vorgeſchlagenen
und von Deutſchland angenommenen Bedingungen zu ſchließen.
Es a zu hoffen, daßz ein Waffenſtillſtand, der angemeſſene
Bürgſchaften vorſehe, einſtimmig vereinbart werde. Der Vor
ſitzende Hugh Bell ſfagte, die Bedingungen Wilſons ließen Spiel-
raum für Verhandlungen. Ein Friede auf Grund von Ver
handlungen ſei das, was ſie immer erſtrebt hätten. Lord
Lansburhy führte aus, er habe Vertrauen zu dem guten Glauben
Wilſons, aber nicht zu den Leuten, die England leiteten. Das
Parlament ſcheine außerſtande, die Miniſter zu einer dent-
lichen Erklärung ihrer Politik zu nötigen. Ehe das geſchehen ſei,
wiſſe man nicht, was Wilſons Alliierte glaubten oder wünſchten.
Hätte England Führer gehabt, die ihre Ziele und Bedingungen
wie Wilſon klar formuliert hätten, ſo wäre der Krieg längſt be
endet. Noel Buxton ſagte, ſeine Freunde wollten Wilſons Pohl
tik und nichts als dieſe. Gegen eine Erniedrigung der militäri
ſchen Führer Deutſchlands ſei nichts einzuwenden. Wenn aber
dem deutſchen Volke eine Erniedrigung zugefügt werde, gehe man
einem neuen Kriege entgegen.

Amneſtie in Belgien
Bräüſſel, 20. Oktober.

Der Generalgouverneur Generaloberſt Freiherr von Falken
hauſen hat unter dem 16. Oktober d. J. allen Belgiern und An
gehörigen neutraler Staaten die von deutſchen Militärgerichten
oder Militärbefehlshabern im Gebiete des Generalgouverne-
ments zu Freiheitsſtrafen verurteilt wurden und ihre Strafe
zurzeit in Belgien verbüßen, den Reſt der Strafe im Gnaden-
wege erlaſſen. Ausgeſchloſſen ſind diejenigen, welche wegen ge
meiner Vergehen verurteilt ſind. Der Generalgouverneur hat
weiter beſtimmt, daß diejenigen Belgier und Angehörigen neu-
traler Staaten, gegen die im r Freirheitsſtrafen bezw. Freiheitsentziehung verfügt worden iſt, und
die ſich zurzeit in Belgien oder Deutſchland in Lagern befinden,
freigelaſſen werden, it der Entlaſſung wird am 21. Oktober
d. Js. begonnen werden. Nur eine beſchränkte Anzahl von Per-
lönlichkeiten, deren freie Bewegung in Belgien nach der Natur
der Dinge nicht möglich iſt, ſo lange daſelbſt noch gekämpft wird,
wird erſt bei der Räumung Belgiens in Freiheit geſetzt werden.
Für diejenigen Belgier, die ihre Strafe in Deutſchland verbüßen,
iſt ein gleicher Gnadenakt in Vorbereitung.

Wekerle in Wien. Wien, 31. Oktober. Die „Ungar.
Poſt“ meldet: Miniſterpräſident Dr. Wekerle iſt geſtern abend
in Wien eingetroffen. Er konferierte längere Zeit mit dem

des Aeußern Burian. Heute vormittag begab ſich
Dr. Wekerle in das Auswärtige Amt, wo eine gemeinſame
Miniſterkonferenz ſtattfand, an der Mitglieder der gemeinſamen
Regierung und die Winiſterpräligemjen tungen
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de Gruß deutſcher Frauen
ß zum Geburtstag der Kaiſerin

ir d afreäis z Vaterland iſt in Gefahr! Schwerere hat es nie gekannt!

rtilter in Ueberzahl wollen uns verderben, und angeſichtsLand beter dargebotenen Friedenshand, ſtoßen ſie Schmähungen
u rſaten B. gacheſchreie aus. Wie würden ſie uns behandeln, wenn ſie
die ten e verren wären! Macht euch das klar, und wehrt euch

ein zerg Wohl hatten wir alle ſchon ſehnend die Arme nach dem nahe
cht eintren nenden Frieden ausgeſtreckt, der uns Erlöſung bringen

e von der jahrelangen, immer drückender werdenen Angſt
K Vot, Trübſal und Entbehrung. Aber wer möchte davon be

t t ſein um ſolchen Preis? Wer möchte in einem geknechte
zungen gande leben, für deſſen Freiheit, für deſſen höchſte Gedanken

gäter, unſere Söhne und Brüder ihr Blut vergoſſengen bei ſereutraß en Darum auf, deutſche Frauen! Des Vaterlandes Ehre
e Kon irre Ehre, ſeine Schmach iſt eure Schmach. Zeigt jetzt, daß

tretern neu, geiſpiel der großen Königin Luiſe in euch lebendig iſt, die in

r politiſchen agen größter Erniedrigung nicht verzweifelte, ſondern trotz
Lanken, za ſchwachen Körpers ihre ganze Kraft daran ſetzte, ihrem

erlande zu helfen.
So kommt denn Allel Jhr, die ihr ſchon faſt über eure

zfte geholfen habt, und ihr, die ihr noch wartend beiſeite
det. Deutſchland braucht eine jede von euch. Stellt euch in

Präſtdt Dienſt des ſchwerringenden, geliebten Vaterlandes, eine jede
ünſche ch Maßgabe ihrer Anlagen und Kräſte. Und wem die Kraft
littauiſchen reger Velätigung verſagt iſt, der helfe in der Stille durch ver
hen en huensvolles Warten und hoffnungsfreudiges Zureden.

ichunz an ſoll unſere Loſung ſein:
der dlſc Deutſchland muß leben,
g übe und wenn wir ſterben müſſen.r treffen,

e Amstliches zur Grippe
nzuziehun Mit der Ausbreitung der Grippe und ihrer Be
zu bilde mpfung hat ſich auf Veranlaſſung des Reichsamts des
ſt nern der Neichs-Geſundheitsrat in einer amr greis Oktober abgehaltenen Sitzung erneut beſaßt. Es hat
an h h hierbei u. a. folgendes ergeben:
aus v Das Gerücht, daß es ſich bei den neuerdings auftretenden
und Ver, Naſchen Todesfällen um Lungenpeſt handle, iſt hinfällig.

orläufigen tteriologijche Unterſuchungen, die in zahlreichen Fällen Lor-
z und Renemmen worden ſind, haben mit Sicherheit ergeben, daß jene

nahme unbegründet iſt. Da die Krankheit äußerſt leicht
jbertragbar iſt, ſich raſch entwickelt und der Krankheirs-
rreger zurzeit weit verbreitet iſt, ſtoßen vorbeugende Maß
jahmen allgemeiner Art auf erhebliche Schwierigkeiten. Die

x en der Oeffentlichkeit dringend geforderte Schließung derber. julen rechtfertigt ſich zweifellos da, wo unter Schülern und
ſehrern die Krankheit herrſcht oder wo nach Lage der Verhält-

größeren iſe durch die Schüler eine Einſchleppung der Krankheit aus
ch r Familie in die Schule zu befürchten iſt. Nur nach Prüfung

e Teil e örtlichen Bedingungen wird jedoch von Fall zu Fall ſich ent
t deiden laſſen, ob es angebracht iſt, die Schule zu ſchließen.erbiſcher PDhne hinreichenden Grund ſollte dieſe Maßregel, die ohnedies

je Kinder, welche ſich dann meiſt ſpielend auf der Straßeabes. rumtreiben, keineswegs vor Anſteckungen ſichert, jedenfalls
iht getroffer. werden. Aus Familien, bei denen die Grippe
ferrſcht, ſollten Kinder nicht in die Sehule geſchickt werden.

Der eingelne Menſch wird ſich, da der Krankheitsſtoff ver
b mutlich durch den Mund oder die Naſe Eingang in den Körperer. Efndet, zw. äßig dadurch gegen die Krankheit zu ſchützen
nittog in Pſuden, daß er ſorgfältig auf Reinlichkeit bedacht iſt,
tatsſekre- Nirebeſondeve vor dem Eſſen, ſowie vor der Zubereitung der
rimborn, PEpeiſen ſich regelmäßig die Hände wäſcht. Nach dem Naiſchlag
Robert on erfahrenen Aerzien empfiehlt es ſich ferner, täglich mehr-

mals zu gurgeln, z. B. mit warmem Waſſer, dem etwas Koch
z zugeſeht iſt (eine Meſſer oder Teelöffelſpitze auf ein GIx3).
ei älteren Leuten, bei Herzſchwachen urd bei Lungenleidenden

nimmt die Krankheit erfahrungsgemäß nicht ſelten einen
er. ſhweren Verlauf. Sie ſollten deshalb, wie übrigens auch jeder-
on eine mann, dem ſeine Lebensweiſe und ſein Beruf es geſtatten, den
Komitee Naſſenverkehr meiden, ſich von Gelegenheiten fern halten, wo
ne Ent- fe mit vielen Menſchen in nahe körperliche Berührung kommen

einen oder von anderen angehuſtet werden können. Tritt, trotz aller
lagenen Lorſicht, eine Erkrankung ein, ſo ſoll man nicht die Krankheit
ließen. PPnſchleppen, indem man der gewohnten Beſchäftigung weiter
neſſene nachzeht. Man begebe ſich vielmehr ſchon bei den erſten
r Vor- Anzeichen des Unwohlſeins (Froſtempfindungen, Fieber,
Spiel- Kopfweh, Schnupfen, Huſten, Abgeſchlagenheit oder Glieder-

n Ver chmerz) alsbald ins Bett. Dies iſt vor allem zur Schont.ig
Lord z Herzens notwendig

lauben Tde Halle Oſten ſei, Der Kommunale Verein Halle Oſt
ſchten. hielt letzthin im Schlachthof Reſtaurant ſeine erſte Verſammlung
ungen ſeit dem Jahre 1916 ab, die ſehr gut beſucht war. Vorſitzende r
ſt be Oberingenieur Minner gab einen Ueberblick über die wich
Poli tigen kommunalen Vorgänge während der letzten zwei Jahre.
litäri- Alle den Stadtoſten bewegende Fragen ſind trotzdem in den
aber kihungen des Allgemeinen Bürgervereins für ſtädtiſche Jnter

man eſen ſorgfältig behandelt worden und der Verein ſelbſt durch
Lorſtandsſitzungen ſtändig mit ſeinen Mitgliedern in engſter
n geblieben. Der Ernſt der Stunde und die augenblick
iſche Not des Vaterlandes erfordern engſten Zuſammenſchluß

aller Bürger und daher ſei es auch an der Zeit, daß die kommu-
nalen Vereine auch ihre Mitglieder ſammeln und ſie zur ge

2 einſamen Arbeit zum Wohle der Stadt und des bedrängten
ilken daterlandes aufrufe.
An Bankprokuriſt Liebing hielt einen ſehr verſtändlichen
chten Lortrag über den bargeldloſen Geldverkehr, der
erne allgemeine Beachtung fand. Dann berichtete der Vorſitzende über
trafe den neuen Straßenbahntarif.den die Verſammlung konnte ſich jedoch mit der Neuerung nicht be

ge fteunden, da abgeſehen von der ganz bedeutenden Verteuerung
hat des Fahrens die Erleichterungen, wie Arbeiter und Schüler-
neu karten, als zu wenig wirkſam angeſehen wurden; ganz beſonders
frei aber wurden die Monatskarten verworfen und der Erwartung
und Ausdruck gegeben, daß dieſe teueren und daher wohl ſehr wenig

den, benutzten Karten bald wieder verſchwinden mögen. Der Teil-
ober ſtreckenverkehr wurde als zu kurzſtreckig und daher unbequem
Per und beläſtigend empfunden. Ferner wurde lebhaft darüber
atur Lage geführt, daß trotz mehrfacher Anregung durch den Allg.
ird, vürgerverein für ſtädtifche Jntereſſen für die Linie 9 immer
den. noh kein Signal an der Krenzung Freiimfelderſtraße angebracht
zen, ſei, ſo daß man die Kreuzung der ein und ausfahrenden Wagen

r wahrnehmen kann.
Weiter wurden in allerlei

Wünſchen an die Polizeiverwalkung
u darüber lebhaft Klage geführt, daß das jetzt fo häufig beobachtete
em völlige Jgnorieren jeder Polizeiverordnung gerade im Oſten be
ſich ſonders unliebſam empfunden werde. So hat das Befahren der
e vürgerſteige mit großen und kleinen Handwagen einen der-

Halle und Zmgebung
Halle, 22 Oktober.

tigen Umfang angenomm daß der Verkehr beſonders abends

bei ber mehr als tümmerlichen Beleuchtung (bei Tage brennen
die Laternen oft um ſo ausdauernder) auf den Bürgerſteigen
faſt unmöglich und gefährlich iſt. Ganz beſonders aber iſt der
Handwagenverkehr auf dem mit bohen Koſten hergeſtellte
Bürgerſteig von Ecke Freiimfelderſtraße bis Stadtgrenze heute
in einem Umfange, daß dringend eine ſchärfere polizeiliche Be
obachtung gefordert werden muß. Ferner wurde Beſchwerde
über die immer mehr zunehmende Verrohung der
Jugend geführt; Verunreinigung der Straße am hellen
Tage von Knaben jeden Alters, Fußballſpielen in den belebteſten
Straßen u. a. m. ſind täglich zu beobachten. Es wurde eine
Eingabe an die Polizeiverwaltung beſchloſſen.

Die öffentlichen Bauten im Oſten
bildeten einen weiteren Punkt der reichhaltigen Tagesordnung.
Der Vo. ende wies dabei auf die letzten Verhandlungen im
Stadtverordnetenkollegium hin, in welchem der Neubau der
Oberrealſchule an den Weinbergen zur Ablehnung der Ma
giſtratsvorlage führte. Die Verſammlung war mit dem Re
ferenten einig, daß der Schulneubau ebenſogut im Oſten aus
geführt werden könne, da die Nähe der Vahn, die Annehmlich-
keit zweier Straßenlinien und die Näbe der anwachſenden
reichen öſtlichen Vororte günſtig für die Wahl der Bauſtelle im
Oſten ſei. Ferner wurde von der Neugründung des
Evangeliſchen Männervereins St. Ulrich-OſtKenntnis genommen, deſſen Hauptziel der Bau einer
Kirche im Oſten und damit die Gründung einer ſelbſtän-
digen kirchlichen Gemeinde iſt. Der kommunale Verein wird
die dahin zielende Tätigkeit dieſes neuen Vereins nach Kräften
unterſtützen. Zum Schluß wurde noch die ſtädtiſſche
Lebensmittelorganiſation beſprochen und bemän-
gelt, daß faſt alle Verteilungen ſtets mit Nummer 1 des Lebens
mittelſcheines e und daher die Vewohner des Oſtens, die
faſt ausſchließlich hohe Nummern haben, bei der Verteilung
ſchon wiederholt leer ausgingen.

Die FHortfetzung des Romans „Seind hinter
der Sront“, erſcheint wegen Raummangel in

der Kbendausgabe.

Zwiebelhandel. Auf Grund der Verordnung der Reichs
ſtelle für Gemüſe und Obſt vom 15. November 1917 wird von
der Provinzialſtelle für Gemüſe und Obſt beſtimmt: F 1. Der
Weiterverkauf von Saatſteckzwiebeln iſt nur den Händlern er
ſtattet, welche bereits vor dem 1. Auguſt 1914 mit olchent ge
handelt haben und diesſeits dafür zugelaſſen ſind. Anträge ſeid
an den Kreiskommunalverband zu ſtellen. Die Bezugsſaat-
karten erhalten ſie ſpäter von dieſen. S 2. Dieſe Händler dürfen
beim Weiterverkauf an die Verbraucher einen Zuſchlag von
30 Prozent zu dem geſetzlichen Erzeugerhöchſtpreis berechnen.
Der Verkauf iſt bloß gegen Saatkarte zuläſſig. S 8. Dieſe
Händler haben über den Verbleib der Steckzwiebeln ein von dem
Kreiskommunalverband abgeſtempeltes Kontrollbuch zu führen
und müſſen die Saatkarten ein Jahr lang aufbewahren und auf
Verlangen vorweiſen. 4. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Be
kenntmachung werden mit Geldſtrafe oder mit Gefängnis be
ſtraft. Der Magiſtrat bringt dieſe Verordnung hiermit zur
öffentlichen Kenntnis.,

Provinz Sachſen
Die Gasſtrafgelder

Die Berechtigung der Gemeinden zur Erhebung von Straf
geldern für eine Ueberſchreitung des begrenzten Gasverbrauchs
iſt bekanntlich von juriſtiſcher Seite mehrfach beſtritten worden.
Wie die Zeiſchrift für Kommunalwirtſchaft und Kommunal
politik mitteilt, iſt kürzlich in Deſſau der erſte Gas
ſtrafgeldprozeß entſchieden worden. Ein Bürger
hatte dort gegen die Erhebung der Straſgelder Einſpruch er
hoben. Das Amtsgericht erklärte die Erhebung von Auf-
geldern für unberechtigt, und zwar durch Verſäumnis-
urteil, da von dem Rieichskohlenkommiſſar trotz wiederholter An
frage keine Mitteilung zu erhalten war. Inzwiſchen iſt bis auf
weiteres in Deſſau die Einziehung der Straf-
gelder und die Drohung mit der Abſperrung
der Leitung aufgegeben worden. Der Ausgang
dieſes Prozeſſes beſtätigt jedenfalls, daß die Zweifel an der
Rechtsgültigkeit der Gasſtrafgelder nicht unberechtigt ſind. Der
Reichskohlenkommiſſar dürfte gute Gründe ehabthaben, warum er auf die wiederholten Anfragen keine Knr-
wort erteilt hat. Wie es aber auch mit der Rechtsgültig-
keit der Strafgelder beſtellt ſein mag, ihre ſofortige Ab
ſchaffung muß mit allem Nachdruck gefordert
werden. Zuſchriften in außerordentlicher Zahl haben be-
wieſen, welche Erbitterung die Erhedung der Gasſtrafgelder be
ſonders in Kreiſen des Mittelſtandes erregt hat.

Sondershauſen, 20. Okt. (Der Landtag) des Fürſten
tums Schwarzburg-Sondershauſen wird dem Vernehmen nach
Anfang November zu einer Tagung einberufen werden.

Meuſelwitz, 20. Okt. (Jubiläum.) Die Freiwillige
Feuerwehr konnte am 20. Oktober das 50jährige Jubiläum
feiern. Stadtrat H. Backmann, der der Wehr ſeit 40 Jahren an
gehört und 35 Jahre Kommandant iſt, wurde zum ſtädtiſchen
Branddirektor ernannt und erhielt vom Herzog von Altenburg
die goldene Verdienſtmedaille.

p. k. Altenburg, 21. Okt. (Wegen Majeſtätsbelei-
digung) hatte ſich der Schuhmacher Ernſt Seiler von hier zu
verantworten. S. iſt längere Zeit krank geweſen und hatte in
ſeiner Erregung wegen mangelnder Ernährung zwei unter
ſchriftloſe Schreiben an den Stadtrat gerichtet, worin er in der
unflätigſten Weiſe beleidigte. Der Angeklagte geſtand ſeine
Straftat reumütig ein. Den Kaiſer habe er nicht beleidigen
wollen. Der Stagatsanwalt beantragte 6 Monate Gefängnis.
Das Gericht ließ Milde walten und verurteilte ihn nur wegen
Beleidigung des Stadtrats zu 8 Monaten Gefängnis.

p. k. Weißenfels, 20. Okt. (Die Diebe, die in der Nacht
zum 5. d. M. im Manufakturwarenhauſe von Gutmann einge-
brochen und Waren im Werte von 15--20 000 M. mitgenommen
haben, ſind in Leipzig in der Perſon des Malers Auguſt
Schünemann und der Kellnerin Frau Emma Müller feſtge-
nommen worden.

Kunſt und Wiſſenſchaft
Bg. Von der Univerſität Jena. Der Korpsſtabsapotheker in

Kaſſel, Profeſſor Dr. Keller aus Marburg, hat einen Ruf an
die Univerſität Jena als a. o. Profeſſor erhalten. Sein Vor-
gänger war hier Profeſſor Dr. Matthes, der als Ordinarius
nach Straßburg ging. Profeſſor Dr. Keller wird hier Leiter des
Jnſtitutes für Pharmazie und Nahrungsmittelchemie. Zugleich
wird er der Direktor des Großherzogl. Sächſ. Nahrungsmittel-
unterſuchungsamtes. Profeſſor Dr. Keller, der den Ruf ange
nommen hat, wird noch in dieſem Semeſter an der Thüringer
Hochſchule Vorleſungen halten.

Verleihung des Praofeſſortitels. Dem etatsmäßigen wiſ-
ſenſchaftlichen Mitglied des Kgl. Hygieniſchen Jnſtituts in Beu-
then O.S. Oberſtabsarzt a. D. Dr. med. Ernſt Jacobitz iſt
das Prädikat Profeſſor beigelegt worden. Prof. Jacobitz, der
eine lange Reihe von Arbeiten veröffentlichte, iſt 1868 zu Drie
ſen geboren, Schüler von Prof. Fraenken, bei dem er am hygie-
niſchen Jnſtitut in Halle tätig war. 1902 1911
leitete Jacobitz die bakteriologiſche Unterſuchungsſtelle beim Za
nitätsamt des 144. Armeekorps in Karlsruhe.

Volkswirtſchaft
Vörſenſtimmungsbild

Berlin, 21. Okt. Trotz ziemlich erheplicher Jnterventionskäufe auf verſchiedenen Vertehregebieten konnte bei Eröffnung

der Börſe doch nicht verhindert werden, daß infolge der in ziem-
lich umfangreichen Maſſen herauskommenden Ware, der Auf-
nahmeluſt, abgeſehen von den Jnterventionskäufen, faſt gar
nicht gegenüberſteht, der Kursſtand auf allen Marktgebieten
weiter und zum Teil erheblich zurückging. Das Geſchäft wickelte
ſich dabei in aller Ruhe ab. Am meiſten in Mitleidenſchaft ge
zogen wurden von den zu ſchwankenden Kurſen gehandelten
Papieren die von Wien abhängigen Werte, wie Orientbahn und
Türkiſche Tabak- Aktien und von anderen Papieren Hanſa, Bis
marckhütte, Oberſchleſiſche Werke, Deutſche Waffen und
Daimler. Jm Verlauf traten verſchiedentlich leichte Erholungen
ein. Jn der Hauptſache aber waren weitere leichte Rückgänge
überwiegend. Von Rentenwerten waren heimiſche Anleihen im
Kurſe behauptet. Erheblicher gaben öſterreichiſchungariſche
Werte nach.

Produktenbericht
Berlin, 21. Okt. Auch zu Beginn der neuen Woche hat ſich

im Berliner Verkehr mit Landesprodukten kaum etwas ver-
ändert. Groß iſt das Angebot der Provinz in Runkelrüben, für
die auch Nachfrage beſteht, die zu e aber im freien
Verkehr infolge der unlängſt ergangenen Aue Bewirt-
ſchaftung kaum mehr möglich iſt. Größere Umſätze fanden in
Kohlrüben ſtatt. Die Ernte dieſer Frucht ſcheint im allgemeinen
ziemlich reichlich auszufallen, wenn auch ein abſchließendes Ur
teil zurzeit noch nicht möglich iſt. Jm Verkehr mit Eetreide-
ſagte iſt es ſtill. Saatkartoffeln erfreuen ſich lebhafter Nach
frage und ſind auch in genügender Menge angeboten. Jnfolgeder Knappheit von Rauhfutter iſt die dagan für Erſatz
futter wieder fehr rege. Hülſenfrucht und Senfſtroh ſind ge
ſucht, aber nur teilweiſe zu haben. Wetter aufklärend.

Den A. Riebeckſchen Montanwerken Aktiengeſellſchaft in
Halle a. S. iſt laut Reichsanzeiger das Recht verliehen, Par

llen Gemarkung Wildſchütz im Kreiſe Weißenfels zum Zweckeber Erweiterung des ihnen gehörigen Braunkohlentagebaues

Hedwig bei Wildſchütz auf Grund des Geſetzes über die Ent-
eignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 im Wege der
Enteignung zu erwerben oder, ſoweit dies ausreicht, mit einer
dauernden Veſchränkung zu belaſten. Das Enteignungsrecht
n nur während der Dauer des Kricgszuſtandes ausgeübt
werden.

Der Halleſche Knappſchaftsverein zeichnete 8 Millionen
Kriegsanleihe.

Der Verein Deutſcher Fahrrad-Jnduſtrieller e. V. hielt
zu Berlin ſeine 30. Hauptverſammlung ab, die von den Mit-
gliedern zahlreich beſucht war. Der von dem Geſchäftsführer
Syndikus Dr. Timpe erſtattete Geſchäftsbericht gab ein anſchau-
liches Bild von der regen Tätigkeit dieſes Verbandes, die ſich im
abgelaufenen Berichtsjahr durchweg den durch den Krieg ge
ſchaffenen Verhältniſſen angepaßt hat. Die intereſſanten Be-
ratungen waren überwiegend vertraulicher Natur. Es iſt aus
denſelben beſonders hervorzuheben, die Schaffung eines Fonds
für die Fahrrad-Jnduſtrie, zu welcher alle Mitglieder beitragen
werden. Ferner nahm die Verſammlung eingehend zu dem Um
ſatz und Luxusſteuergeſetz Stellung und ſetzte eine Kommiſſion
ein, die ſich mit den Wünſchen des Kriegsamtes, eine Normali-
ſierung in der Fahrrad- Induſtrie einzuführen, befaſſen wird.

Der Zentralansſchuß des Schutzverbandes für Deutſchen
Grundhbeſitz beſchloß erneut wegen der Vertretung des Haus-
beſitzes im Herrenhauſe und wegen der Beſeitigung der Höchſt
preiſe und der Zwangsbewirtſchaftung bei Gänſen, Eiern und
Frühobſt vorſtellig zu werden. Weiter wurden mehrere von
einem Unterausſchuß vorberatene Geſetzentwürfe über Förde-
rung der Kleinſiedlung und der Kriegeranſiedlung insbeſondere
eingehend beraten.

Vom Kohlenmarkt. Um den Bedarf von Rohbraunkohle
für die Zuckerkampagne ausreichend eindecken zu können, bat
der Reichskommiſſar für die Kohlnverteilung die Einſtellung der
Produktion von Naßpreßſteinen angeordnet.

Die Generalverſammlung von Stahl K Nöſke, A.G. für
Zündwarenfabrikation ia Kaſſel, ſetzte die Dividende auf 20 Pro
ent feſt.Wchſchiffsverkehr. Am 21. Oktober trafen die Kähne III.

71 und 362 in Aken ein.

„H. Z.“-Sportberichte
Bg. Sport in Thüringen. (Eigener Bericht.) Jn Thüringen

ſind die Spiele meiſt verregnet. Die Ligaſpiele ſind ausgefallen.
Jn Gerag gewann das Verbandsſpiel die Sportvereinigung gegen
den Erſten Sportverein Jeng 1b mit 6:0 (2:0). Jn Merſe
burg ſpielte Verein für Bewegungsſpiele II gegen Boruſſiag
Halle II mit 11:1. Lettin III war gegen den V. f. B. IV
nicht angetreten. Jn Erfurt ſpielte Spielvereinigung III
gegen Sportklub Weimar III 1.1. Die Sitzung des Liga
kreiſes in Erfurt beſchäftigte ſich mit den Proteſten der
Spielvereinigung Erfurt gegen die Spiele Gotha1901 und gegen S. B. Erfurt. Während der erſte Einſpruch
abgelehnt wurde, wird der zweite Proteſt nach Leipzig weiter
gehen.

Die Berliner Fußball-Ligaſpiele brachten folgende Er
gebniſſe: Victoria gegen V. f. Bewegungsſpiele Pankow 4:1
(2:0), Hertha gegen Triton 8:0 1:0), UnionOberſchöneweide
gegen GermanigSpandau 4:1 (2:0) Favorit gegen Tennis-
Boruſſia 0:0, Boruſſia gegen Minerva 2:0 (1:0), Vorwärts
gegen Sportverein 2:1 (1:1), Alemannig gegen Weißenſee 1900
2:1 (0:1), Norden-Nordweſt gegen Union-Charlottenburg 5:1
(3:1), Preußen-Berlin gegen Preußen- Spandau 3:1 (0:1).
Die Ergebniſſe der erſten Klaſſe waren Hubertuself gegen
Adler 11:1, Wager-Tegel gegen V. f. B. Luckenwalde 8:0, Ger-
mania gegen Minerva-Lichtenberg O:0, Cimbrig gegen Sport
klub des Weſtens 5:1.

Vom Frauenturnen in der Deutſchen Turnerſchaft. Das
Frauenturnen in der Deutſchen Turnerſchaft nimmt immer
größeren Aufſchwung. So haben einzelne Kreiſe beſondere
Wetturnen bzw. Wettſpiele für die Frauenabteilungen ein
gerichtet. Der Kreis Pommern veranſtaltete ein beſonderes
Wetturnen für Frauen. Andere Kreiſe laſſen ihre Frauen
abteilungen an den allgemeinen Kreisfeſten teilnehmen und
fügen Wettkämpfe für Turnerinnen ein, wie der Kreis Norden,
der Kreis Niederweſer ud Ems, der Kreis Sachſen und andere.
Wieder andere Kreiſe überlaſſen das Frauenturnen und ſeinen
Ausbau den einzelnen Gauen, die auch in den vorhergenannten
Kreiſen außerdem noch für das Frauenturnen oft tätig waren.

Aufhebung der Rennen zu Horſt-Emſcher. Wie der Dres
dener Rennverein, iſt auch das Kartell Weſtdeutſcher Rennver
eine infolge der Transportſchwierigkeiten gezwungen, die für
den 27. Oktober. 1. und 3. November zu Horſt-Emſcher ange
ſetzten Rennen aufzuheben.

Haunptſchriftleiter: Helmut Böttcher.
Verantwortlich für den volitiſchen Teil: Helmut Böttcher Volkswirtſchaft
Ferdinand Querfurt; für die Abteilung Lunſt, Wiſſenſchaft, Unterhaltung,
ſowie für den lokalen Teil Adolf Meyer für provinzielle Nachrichten,
Gerichtsſaal und Sport und den übrigen redalttonelen Teil: Ferdinand
Querifurt; für den Anzeigenteil: Waiter Ebeling; ſämtlich in Halle g. S

Verlag und Druck der Halleſchen Zeitung Otto Thiele, Halle a S.
Verlagsdirektor: Robert Poe z ſch.
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Bekanntmachung
über den Verkehr mit Schußwaffen.

Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in Perbindung mit
I des Geſetzes über den Belagerungszuftand und dem Geſetze vom
11. Dezember 1915, betreffend die Abänderung des Geſetzes über den Be
lagerungszuſtand, wird im Jntereſſe d öffentlichen Sicherheit verordnet:

Unter Schußwaffen im Sinne dieſer Bekanntmachung ſind alle Arten
don Schußwaffen ausſchließlich der Prwepre und Luſtpiſtolen zu verſtehen.

Es iſt verboten, Schußwaffen ohne beſonderen Erlaubnisſchein
(Waffenſchein) zu führen.

Dicſes Verbot gilt nicht:
1. Für die Sicherheitsorgane des Staates und der Gemeinden

hinſichtlich der zum Dienſtgebrauch benötigten Schußwaffen;
2. für die Militärperſonen im Offiziersrang hinſichtlich der zum

Dienſtgebrauch benötigten Schußwaffen;
3. für die übrigen Militärperſonen. die auf Grund beſonderer

Verordnungen das Recht zum Waffentragen und Waffen-
gebrauch haben (z. B. Hilfsgendarmen, Kriegsfeldhüter uſw.);

4. für die Jnhaber von Jahresjagdſcheinen hinſichtlich der landes
üblichen Jagdwaffen;

5. für die Angehörigen der militäriſchen Jugendorganiſationen
bei Uebungen unter a nnifcher Führung.

Zur Ausſtellung des Waffenſcheines iſt die Polizeibehörde des Wohn
ſitzes des Antragſtellers zuſtändig.

Der Jnhaber muß den Waffenſchein während des Waffentragens ſtets
mit ſich führen und den überwachenden Polizeiorganen auf Verlangen zur
Prüfung aushändigen. a

Wrer Schußwaffen im Gewahrſam hat, iſt auf allgemeine öffentliche
oder beſondere Aufforderung des ſtellvertretenden Generalkommandos oder
der von dieſem bezeichneten Behörde verpflichtet, ſeinen Beſtand an Schuß
waffen der in der Aufforderung bezeichneten Behörde oder Stelle anzuzeigen
und auf Verlangen vorzulegen.

S 6.
Wer heereseigene oder ehemals heereseigene Schußwaffen oder Ziel-

fernrohre oder ſolche aus der Kriegsbeute ſtammende Gegenſtände in Ge-
wahrſam hat, iſt auf allgemeine öffentliche oder beſondere Aufforderung des
ſtellvertretenden Generalkommandos oder der von dieſem bezeichneten Be
hörde verpflichtet, dieſe Gegenſtände an die in der Aufforderung bezeichnete
Behörde oder Stelle abzuliefern oder ſich über den rechtmäßigen Beſitz dieſer
Gegenſtände auszuweiſen.

7.
Es iſt verboten. ohne beſondere ſchriftliche Erlaubnis mit Schußwaffen

und Munition zu handeln ſowie Schieaffen abzuändern und inſtandzuſetzen.

Zur Erteilung der Erlaubnis iſt die Polizeibehörde des Wo dAntragſtellers zuſtändig. hnſites es
S 9.

Wer zum Handel mit Schußwaffen und Munition zugelaſſen wird, iſt
verpflichtet, ein Lagerbuch zu führen, das binnen einer Woche nach der Zu
laſſung der zuſtändigen Polizeibehörde zur Beglaubigung vorzulegen iſt.

Jn dem Lagerbuch ſind die zu Beginn der Zulaſſung vorrätigen und
alle weiter eingehenden Schußwaffen unter Angabe der Herkunft, der Fabrik-
nummer und der im eigenen Betriebe gegebenen Nummer zu verzeichnen.
Das Lagerbuch hat ferner alle Verkäufe und ſonſtigen Veräußerungen unter
Angabe des Käufers, nach Vor und Zuname Stand. Wohnort und Wohnung,
des Tages der Abgabe der Nummer des Waffenſcheines oder des Jahres
jagdſche ver u e

s ſtellvertretende Generalkommando behält ſich vor, das Muſtedes Lagerbuches vorzuſchreiben. 8 ſich ſter
10.

Wer zum Handel mit Schußwaffen und Munition zugelaſſen iſt, iſt
serpflichtet, dem ſtellvertretenden Generalkommando und den Polizei
sehörden und deren Beauftragten jede Auskunft zu geben, die beſtimmt iſt,
den Vollzug dieſer Vorſchriften zu ſichern, alſo insbeſondere den jeweiligen
Beſtand anzuzeigen, die Beſichtigung der Vorräte und Geſchäftsräume zu ge
re und Einſicht in die LagerbücherAufzeichnungen und Belege zu ge

ren.
1.f 1

Nicht zum Handel mit Schußwaffen und Munifion zugelaſſene Ge
Serbetreibende ſind auf öffentliche allgemeine oder beſondere Aufforderung
des ſtellvertretenden Generalkommandos oder der von dieſem bezeichneten
Behörde verpflichtet, die bei ihnen vorrätigen Schußwaffen und die vorrätige
Munition an einen nach Maßgabe dieſer Vorſchriften zum Handel mit Schuß
waffen und Munition zugelaſſenen Soler zu veräußern.

Es iſt verboten, Schußwaffen und Munition zu erwerben.
Dies Vorbot gilt nicht:

1. für die zugelaſſenen Händler;
2. für die Sicherheitsorgane des Staates und der Gemeinden

ſowie für die Militärperſonen im Offiziersrang hinſichtlich der
zum Dienſtgebrauch benötigten Schußwaffen und der dazu ge
hörigen Munition. Dieſe haben beim Erwerb dem Veräußerer
einen die Schußwaffe oder die Munition genau bezeichnenden,
mit Dienſtſiegel verſehenen Erlaubnisſchein der vorgeſetzten
Stelle auszuhändigen:

3. für die Jnhaber von Jahresjagdſcheinen hinſichtlich der landes-
üblichen Jagdwaffen und der dazu gehörigen Munition

4. für die Jnhaber von Waffenſcheinen hinſichtlich der im Waffen-
bezeichneten Schußwaffe und der don gehörigen

unition.
S 13.

Den zugelaſſenen Händlern iſt verboten:
1. Schußwaffen und Munition an andere als die im 8 12 Abſ. 2

bezeichneten Perſonen abzugeben;
2. an die im S 12 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen andere als die dort

re Schußwaffen oder andere als die dort zugelaſſene
nition abzugeben.

14.

Die zugelaſſenen Händler ſind verpflſchtet:
1. ſich bei Abgabe von Schußwaffen an die in S 12 Abſ. 2, Ziffer 2

bezeichneten Perſonen den von der vorgeſetzten Stelle ausge-
ſtellten Erlaubnisſchein aushändigen zu laſſen, ihn durch Auf-
ſchrift des Tages der Abgabe und Bezeichnung der abgegebenen
Schußwaffe nach Art und nach Nummer des Lagerbuches zu ent
werten und als Beleg zum Lagerbuch anfzubewahren:

2. ſich bei Abgabe von Munition an die im S 12 Abſ. 2 Ziffer 2
bezeichneten Perſonen den von der vorgeſetzten Stelle ausge-
ſtellten Erlaubnisſchein aushändigen zu laſſen, denſelben durch
Aufſchrift des Tages, der Abgabe und Bezeichnung der abge

benen Munition nach Art und Menge zu entwerten und an
ie Stelle, die ihn ausgeſtellt hat, zurückzugeben:

3, ſich vor Abgabe von Schußwaffen und Munition an die in
12 Abſatz 2 Ziffer 3 und 4 bezeichneten Perſonen den Jahres-e oder den Waffenſchein vorlegen zu laſſen und ſich von

Verſo i
zeugen

8 15.
Wer, ohne zum Handel mit Schußwaffen zugelaſſen zu ſein Schuß

waffen gegen Entgelt veräußern oder erwerben will, hat ſich der Vermitt-
lung eines zugelaſſenen Händlers zu bedienen.

Es iſt verboten, ohne Genehmigung der Polizeibehörde Schußwaffen
unentgeltlich einem Anderen zu übereignen vder unentgeltlich von einem

Anderen zu erwerben. Zur Erteilung der Genehmigung iſt die Polizei
behörde des Wohnſitzes des Erwerbere Grhändig

Es iſt verboten, heereseigene oder ehemals beeresei Schußwaffen
und Zielfernrohre oder ſolche aus der Kriegsbeute ſtammende Gegenſtände zu
veräußern, zu erwerben, abzuändern oder inſtandzuſetzen.

Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des ſtellvertretenden Gene-
ralkommandos.

Das Verbot in Abſ. 1 gilt nicht Freit militäriſche Stellen beteiligt ſind.

Es iſt verboten. gebrauchte Zielfernrohre ohne Genehmigung des ſtell
vertretenden Generalkommandos aufzupaſſen. Die Genehmigung iſt vom
Büchſenmacher unter Vorlage des Zielfernrohres beim ſtellvertretenden Gene-
ralkommando ſchriftlich zu beantragen.

Aufträge zur Abänderung und Jnſtandſetzung von Schußwaffen
dürfen nur dann erteilt oder angenommen werden, wenn der Auftraggeber
bei der Auftragserteilung ſeinen Waffenſchein oder ſeinen Jahresjagdſchein
vorlegt. Der Büchſenwocher hat ſich vor Annahme des Auftrages von der
Perſonengleichheit des Jnhabers u d Auftraggebers zu überzeugen.

Es iſt verboten, Schußwaffen und Munition im Wege der Verſteige
rung oder gegen Abzahlung zu veräußern.

Es iſt verboten, Aufträge zur Veröffentlichung von Kauf und Ver
äußerungsangeboten auf Schußwaffen und M jon in Zeitungen und Zeit
ſchriften zu erteilen und ſolche e n en.

Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen in Se 2 Axſ. 1, 4, 5. 6, 7,
9, 10, 11, 12 Abſ. 1 und Abſ. 2 Ziffer 2 Satz 2, 13, 14, 15, 16 Abſ. 1, 17, 18, 19
und 20 werden mit Gefängnis Fis zu einem Jahre beſtraft, ſofern die be-
ſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen. Beim Vorliegen
der Umſtände kann auf Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 erkannt
werden.

8 22.
g Dieſe Bekannkmachung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung

in Kraft.
Eleichgeitig treten die Verordnungen des Kommandierenden Generals

vom 31. Juli 1914 Ziffer d und vom 1. Auguſt 1914 bezügl. des Verkaufs
von Waffen und Munition, des ſtellvertretenden Kommandierenden Gene-
rals vom 1. Dezember 1914 Hiffer d, desgl. vom 23. Februar 1915 bezügl.
Waffen und Munition außer Kraft. Die Verordnungen über Pulver und
Sprengmittel bleiben beſtehen.

Magdeburg, den 12. Oktober 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General.

SontagMi Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Die von der Heeresverwaltung erlaſſenen Beſtimmungen über den

Anzug der Offiziere, Sanitätsoffiziere, Veterinäroffiziere, Beamten, Unter
offiziere und Mannſchaften, namentlich die durch die Anlage 1 zum Merk-
blatt über die Verſorgung der Offiziere mit Bekleidungs- und Ausrüſtungs-
ſtücken vom 11. Februar 1918 Nr. 210/2. 18. B 3 Armeeverordnungsblatt
Seite 87) und durch die Anlage zum Merkblatt über Ausſtattung der Feld
truppen mit Bekleidung vom 6. Auguſt 1917 Nr. 2005/7. 17. B 3 Armeever-
ordnungsblatt von 1918, Seite 162) anläßlich des Krieges gegebenen be-
ſonderen Vorſchriften finden bei den Privatfirmen, die Uniformen an
fertigen, noch nicht allgemein die Veachtung, die die Rohſtoffknappheit und
die allgemeine Wirtſchaftslage erfordern. So werden z. B. immer noch für
Offiziere Friedenswaffenröcke, kleine Röcke, Feldröcke (Feldattilas, Feld-
ulankas), Friedensſchirmmützen und unprobemäßige Bluſen oder für Unter-
offiziere und Mannſchaften (Fähnriche, Fahnenjunker, Offizierſtellver-
treter uſw.) eigene Sachen angefertigt und verkauft.

Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung, des S 9b des Ge
ſetzes über den Belagerungszuſtand und des Geſetzes vom 11. Dezember 1915
betreffend die Abänderung dieſes Geſetzes verordne ich daher im Intereſſe der
i n Sicherheit: Gewerbetreibenden und auch ſonſtigen Zivilperſonen
iſt verboten:

a) bei der Anfertigung von Uniformftücken von der Vorſchrift ab
zuweichen oder Uniformſtücke herzuſtellen und zu verkaufen oder
auch nur zur Schau zu ſtellen, die in den Beſtimmungen ver
boten oder als unzuläſſig bezeichnet ſind:

b) dahingehende Anzeigen in Zeitungen uſw. zu erlaſſen;
c) von der Heeresverwaltung oder von Heeresangehörigen zur

Verarbeitung übergebene Stoffe, Zuſchnitte und Zutaten zu
anderen Zwecken als zu Uniformen für Offiziere und ſonſtige
Jnhaber von Kleiderkarten zu verwenden oder

d) Uniformen und ſonſtige militäriſchen Bekleidungsſtücke, Stoffe,
Zuſchnitte und Zutaten von Heeresangehörigen zu kaufen oder
auch ohne Bezahlung anzunehmen.

Zuwiderhandlungen werden, ſofern die beſtehenden Geſetze keine
höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre be-
ſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder Geld-
ſtrafe bis zu 1500 erkannt werden.

Allen Gewerbetreibenden ſteht es frei, ſich die unter 1 und 2 bezeich-
neten Beſtimmungen von den Bekleidungsämtern zu beſchaffen, ſie werden
koſtenlos abgegeben.

Die Bekanntmachung tritt am 23. Oktober 1918 in Kraft.
Magdeburg, den 12. Oktober 1918.

Der ſtellvertr. Kommandierende General des V. Armecekorps.
Sontag,

Generalleutnant.

des Jnhabers und Erwerbers zu über

Bekanntmachung.
Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in Verbindung mit

F 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand und dem Geſetz vom
11. Dezember 1915 betreffend die Abänderung des Geſetzes über den Be
lagerungszuſtand wird im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit verordnet:

Auf Briefen und Poſtkarten nach dem Ausland hat der
Abſender ſeinen Vor- und Zunamen, Wohnort nebſt Straße
und Hausnummer anzugeben. Briefe und Poſtkarten, die dieſen
er nicht enthalten, werden von der Beförderung ausge

loſſen.
Falſche Angaben werden, ſoweit die beſtehenden Geſetze keine höhere

Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. Sind
mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe bis zu
1500 erkannt werden.

Die Bekanntmachung tritt am 23. Oktober in Kraft.
Magdeburg, den 12. Oktober 1918.

Der ſtellvertretende Kommandierende Genera
Sontag,Generalleutnant.

Dienstag, den 232. Oktober 1918
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